
ZPO der Zustellung an den Drittschuldner. Nach § 83G 
Abs. 2 ist zum Schutz des Drittschuldners angeordnet, 
daß der Überweisungsbeschluß solange rechtsbeständig 
ist, bis die Aufhebung zur Kenntnis des Drittschuld­
ners gelangt. Bei einer Abänderung oder Aufhebung 
zugunsten des Schuldners genügt also die Kenntnis des 
Drittschuldners. Wird aber — wie im vorliegenden 
Fall — diese Abänderung wieder aufgehoben und 
damit erneut eine erweiterte Pfändung und Überwei­
sung ausgesprochen, so wird man auch für diesen ab­
ändernden Beschluß die Zustellung nach §§ 829, 835 
ZPO verlangen müssen, da der Drittschuldner grund­
sätzlich gegenüber dem Schuldner nur durch 
ordnungsgemäße Zustellung geschützt ist. Der von 
der Gläubigerin erwirkte Beschluß vom 27. Sep­
tember 1952 zuungunsten des Schuldners hätte 
also der Antragsgegnerin zugestellt werden müssen. 
Eine Zustellung ist unstreitig nicht erfolgt, viel­
mehr hat der Prozeßbevollmächtigte der Antrags­
stellerin den Beschluß in verkürzter, von ihm be­
glaubigter Abschrift mit Anschreiben vom 20. Oktober 
1952 übersandt. Mit Schreiben vom 22. November 
1952 teilte der Anwalt der Antragstellerin der Antrags­
gegnerin sodann mit, daß er der Überweisung von 
880,63 DM entgegensähe, da die Antragsgegnerin die­
sen Betrag vorher hätte einbehalten müssen, da die 
Zwangsvollstreckung nur einstweilen eingestellt ge­
wesen sei.

Die Antragsgegnerin trägt hierzu vor, daß sie der 
Meinung gewesen sei, diesen Beschluß nicht beachten 
zu müssen und zu dürfen, da er ihr nur in Abschrift 
ohne jedes Siegel, nicht aber vom Gericht oder durch 
Zustellung zugegangen sei und der Schuldner sich über­
dies auf neue Verhandlungen berief. Da die Antrags­
gegnerin den Zugang des Beschlusses nicht bestreitet, 
war zu prüfen, ob die fehlende Zustellung gemäß 
§ 187 ZPO durch den Zugang als geheilt anzusehen ist.

Nach § 187 ZPO k a n n  die fehlende Zustellung 
durch den Zugang des Schriftstückes als geheilt ange­
sehen werden. Die Entscheidung hierüber liegt im Er­
messen des Prozeßgerichts. Dieses wird eine Heilung 
insbesondere dann annehmen, wenn eine andere Ent­
scheidung als unnötiger Formalismus anzusehen ist, 
der Zustellungszweck offensichtlich erreicht ist und 
dem Zuzustellenden kein Nachteil erwächst. Dieser 
Fall liegt aber hier nicht vor.

Es ist allgemein bekannt, welch große Schwierigkei­
ten und zusätzliche Arbeitsbelastung die Lohnbüros 
unserer volkseigenen Betriebe durch die Fülle der von 
den Gläubigern ihrer Belegschaftsmitglieder erwirk­
ten, sich häufig ändernden Gehaltspfändungen auf sich 
nehmen müssen. Im Interesse der Rechtssicherheit und 
der Arbeitserleichterung in den Betrieben muß hier 
eine strenge Einhaltung der Formvorschriften verlangt 
werden. Man kann von den Mitarbeitern in den Lohn­
büros nicht verlangen, daß sie so ausreichende Rechts­
kenntnisse besitzen, um beurteilen zu können, ob, 
nachdem §§ 829, 835 ZPO einwandfrei die Wirksamkeit 
der Pfändung von der Zustellung abhängig macht, die­
sen Erfordernissen auch evtl, eine vom Anwalt be­
glaubigte und übersandte verkürzte Abschrift genügt. 
Der vorliegende Fall zeigt doch klar, daß der Streit 
nicht entstanden wäre, wenn die Antragstellerin ord­
nungsgemäß zugestellt hätte. Wenn es sicherlich zwar 
richtiger gewesen wäre, wenn die Antragsgegnerin ihre 
Meinung der Antragstellerin mitgeteilt hätte, kann ihr, 
die mit allen Mitteln bestrebt sein muß, Verwaltungs­
kosten einzusparen und unnötige Korrespondenz zu 
vermeiden, kein ernsthafter Vorwurf daraus gemacht 
werden, daß sie dies unterlassen hat. Sie konnte und 
durfte sich darauf verlassen, daß ihr der Abänderungs­
beschluß vom 27. September 1952 ordnungsgemäß zu­
gestellt wird. Hinzukommt, daß beide Schreiben der 
Antragstellerin vom 20. Oktober und 22. November 
1952 die nötige Klarheit vermissen lassen. Mit dem 
ersten wird der Beschluß lediglich überreicht, ohne daß 
nochmals klar zum Ausdruck gebracht wird, daß die 
Antragstellerin damit die Einbehaltung des Lohnes ge­
mäß Beschluß vom 27. Mai 1952 erwartet. Im Schreiben 
vom 22. November ist die sicherlich unrichtige Meinung 
vertreten, daß die Antragsgegnerin die Restbeträge 
hätte schon vorher einbehalten müssen, da nur einst­
weilig eingestellt gewesen sei. Der Beschluß vom
6. August 1952 läßt keinen Zweifel darüber zu, daß ab

sofort nur noch 100 DM laufender Unterhalt gepfändet 
waren, so daß die Antragsgegnerin nicht zur Einbehal­
tung weiterer Beträge verpflichtet war. Hier hat die 
Antragstellerin selbst noch mehr Verwirrung herein­
gebracht, während im Gegenteil von den Gläubigern 
erwartet werden muß, daß sie mit aller Sorgfalt be­
müht sind, mitzuhelfen, die Verpflichtungen der Dritt­
schuldnerin einwandfrei klarzustellen.

Der Senat kann daher in dem Zugang der beglau­
bigten verkürzten Abschrift des Beschlusses vom
27. September 1952 keine Heilung der nach §§ 829, 835 
ZPO fehlenden Zustellung sehen. Die Antragsgegnerin 
war demnach nicht verpflichtet, weitere Lohnbeträge 
einzubehalten, so daß die Klage soweit keine hinrei­
chende Aussicht auf Erfolg hat.

Gesetz, betr. die Erstattung von Rechtsanwaltsge­
bühren in Armensachen.

Die Entziehung der einstweiligen Kostenbefreiung 
bringt den einmal entstandenen Anspruch des Rechts­
anwalts gegen die Staatskasse nicht zu Fall. Der An­
spruch besteht vielmehr nach wie vor für die Tätig­
keit des Rechtsanwalts in der Zeit zwischen seiner Bei­
ordnung und der Entziehung der einstweiligen Kosten­
befreiung.

BG Cottbus, Beschl. vom 17. Juli 1953 — T 132/53.
In dem zunächst beim Landgericht C., später beim Kreis­

gericht F., anhängig gewesenen Rechtsstreit 1st durch Beschluß 
des Landgerichts vom 10. Mai 1951 der Beklagten für die 1. In­
stanz einstweilige Kostenbefreiung bewilligt und Rechtsanwalt 
K. beigeordnet worden. Durch Beschluß des Kreisgerichts vom
28. April 1953 ist unter Aufhebung des Beschlusses vom 10. Mai 
1951 der Beklagten das Armenrecht entzogen worden. Am 
15. Mai 1953 ist der Rechtsstreit durch einen Vergleich abge­
schlossen worden, auf Grund dessen die Beklagte an den 
Kläger zur Abgeltung seiner in Höhe von 3667 DM geltend 
gemachten Forderung 800 DM zahlt. Rechtsanwalt K. hat auf 
Grund des Gesetzes, betr. die Erstattung von Rechtsanwalts­
gebühren in Armensachen, seine Kostenrechnung eingereicht. 
Durch die angefochtene Verfügung hat das Kreisgericht eine 
Kostenerstattung abgelehnt mit der Begründung, daß auf Grund 
der Entziehung der einstweiligen Kostenbefreiung auch ein 
Anspruch des Rechtsanwalts an die Staatskasse hinfällig ge­
worden sei. Die dagegen eingelegte Beschwerde ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Auf Grund der Beiordnung eines Rechtsanwalts ent­

steht zwischen diesem und dem Staat ein Verhältnis 
öffentlich-rechtlicher Natur, auf Grund dessen für 
den Rechtsanwalt ein Anspruch auf Erstattung seiner 
Gebühren nach Maßgabe des Gesetzes über die Er­
stattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armensachen 
entsteht. Dieses öffentlich-rechtliche Verhältnis besteht 
unabhängig von dem privatrechtlichen Vertragsver­
hältnis zwischen dem Rechtsanwalt und der Partei, das 
dadurch zustande kommt, daß die Partei den ihr bei- 
geordneten Rechtsanwalt mit ihrer Vertretung beauf­
tragt. Der Rechtsanwalt kann sich nach seiner Wahl 
entweder an den Staat oder an seine Partei halten, an 
die letztere nur, wenn Nachzahlung der Beträge, von 
deren Zahlung die Partei einstweilen befreit war, an­
geordnet wird. Die Entziehung der einstweiligen 
Kostenbefreiung bringt den einmal entstandenen An­
spruch des Rechtsanwalts gegen die Staatskasse nicht 
zu Fall, dieser besteht vielmehr nach wie vor für die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts in der Zeit zwischen seiner 
Beiordnung und der Entziehung der einstweiligen 
Kostenbefreiung, durch die auch dem Rechtsanwalt 
gegenüber nur zum Ausdruck gebracht wird, daß die 
Staatskasse für die Tätigkeit nach der Entziehung keine 
Vergütung mehr leistet. Das Kreisgericht hat daher 
mit Unrecht jede Kostenerstattung gegenüber dem 
Rechtsanwalt abgelehnt.

§ 26 GVG; § 30 MSchG.
1. In Zivilsachen braucht das Urteil von den Schöffen 

nicht unterzeichnet zu werden.
2. Das Kreisgericht (in Groß-Berlin das Stadtbezirks­

gericht) darf die Zustimmung des Vermieters bei einem 
beabsichtigten Tauschvertrag nur ersetzen, wenn es sich 
um den Eintritt eines Dritten in einen bestehenden 
Mietvertrag handelt, nicht aber um den Abschluß eines 
anderen Vertrages als des seitherigen.

Stadtgericht Berlin, Beschl. vom 17. August 1953 — 
3 T 105/53.
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